
5. 
Die von der  Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2  „Strandbereich“ berührten Be-
hörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden  sind mit Schreiben vom 
................ zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
6. 
Die Gemeindevertretung des Ostseebades Karlshagen hat die Stellungnahmen der  Öffentlichkeit, 
Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden am ................ geprüft. 
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
7. 
Der katastermäßige Bestand am  ................  wird als richtig dargestellt  bescheinigt. 
Hinsichtlich der lagerichtigen  Darstellung der Grenzpunkte  gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur 
grob erfolgte, da die  rechtsverbindliche Flurkarte  im Maßstab ................ vorliegt. Regressansprüche 
können nicht abgeleitet werden. 
 
Ostseebad Zinnowitz (Mecklenburg /Vorpommern), den 
 
 
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur 
 
8. 
Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2  „Strandbereich“  mit  Planzeichnung  (Teil A)  und  Text 
(Teil B) wurde am  ................  von der Gemeindevertretung Ostseebad Karlshagen beschlossen.  
Die Begründung zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Strandbereich“ wurde mit Beschluss der 
Gemeindevertretung Ostseebad Karlshagen vom  ................  gebilligt. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
9. 
Die Satzung über die 4. Änderung  des Bebauungsplanes Nr. 2  „Strandbereich“  mit  Planzeichnung 
(Teil A), Text (Teil B) und Begründung wird hiermit ausgefertigt. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
10. 
Die Satzung über die 4. Änderung  des  Bebauungsplanes Nr. 2 „Strandbereich“  mit  Planzeichnung 
(Teil A), Text (Teil B)  und Begründung sowie die Stelle bei der der Plan auf Dauer während der Dienst-
stunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind 
durch  Veröffentlichung im Amtsblatt „Der Usedomer Norden“    am ................ bekanntgemacht wor-
den. In der Bekanntmachungsfrist  ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens - und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung  sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) 
und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen  (§ 44  BauGB) und auf die Best-
immungen  des § 5 Abs. 5   Kommunalverfassung   M - V  vom  13.07.2011 (GVOBl.  M  -  V     S. 777),  
hingewiesen worden. 
Ergänzend wurden  im Internet auf der Homepage des Amtes Usedom Nord unter 
https://amtusedomnord.de die Bekanntmachung der Satzung unter dem Link Bekanntmachungen, 
Gemeinde Zinnowitz sowie die Satzungsfassung unter dem Link Ortsrecht, Gemeinde Karlshagen einge-
stellt. 
 
Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2  „Strandbereich“ ist mit Ablauf des  ................ in Kraft getre-
ten. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den  
 
 
Der Bürgermeister 
 

VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. 
Der Aufstellungsbeschluss zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2  „Strandbereich“ wurde durch 
die  Gemeindevertretung des Ostseebades Karlshagen am 24.10.2019 gefasst. Die ortsübliche Be-
kanntmachung des  Aufstellungsbeschlusses ist durch  Veröffentlichung im Amtsblatt „Der Usedomer 
Norden“  am 20.11.2019 erfolgt.        
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
2. 
Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle  ist gemäß § 17 Abs. 1 LPIG M-V beteiligt 
worden. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
3. 
Die Gemeindevertretung des Ostseebades Karlshagen hat am 11.05.2022 den Entwurf der 4. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 2 „Strandbereich“ mit Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B) und Begründung 
beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
4. 
Der Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Strandbereich“,  bestehend aus der Plan-
zeichnung (Teil A), Text (Teil B) und Begründung hat in der Zeit vom 04.07.2022 bis zum 05.08.2022 wäh-
rend folgender Zeiten: 
 
Montag bis Freitag  von   8.30 Uhr - 12.00 Uhr und  
Montag und Mittwoch  von 13.30 Uhr - 15.00 Uhr und 
Dienstag   von 13.30 Uhr - 16.00 Uhr und 
Donnerstag    von 13.30 Uhr - 18.00 Uhr    
 
nach  § 3 Abs. 2 BauGB  öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung  ist mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist  von jedermann  schriftlich  oder zur Niederschrift  vorge-
bracht werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen  bei der Beschlussfassung 
über die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2  „Strandbereich“ unberücksichtigt bleiben können,  
durch  Veröffentlichung im Amtsblatt „Der Usedomer Norden“  am 22.06.2022 bekanntgemacht wor-
den. 
Ergänzend wurden die Bekanntmachung sowie die Auslegungs- und Beteiligungsunterlagen im Inter-
net auf der Homepage des Amtes Usedom Nord unter https://amtusedomnord.de unter dem Link Be-
kanntmachungen, Gemeinde Karlshagen eingestellt. 
 
Ostseebad Karlshagen (Mecklenburg/Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
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STANDORTANGABEN 
 
Gemeinde  Ostseebad Karlshagen 
Gemarkung  Karlshagen  
Flur   3  
Flurstück  31/466 
 

Ermächtigungsgrundlage 
Aufgrund des § 13  i.V.m. § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Neufassung vom  03.11.2017 (BGBl. I 
S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9  des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147), des § 86 der 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V S. 344), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 vom 26.06.2021 (GVOBl. M-V S. 1033), und des § 11 Abs. 3 des Gesetzes 
über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 11 G. vom 25.06.2021 (BGBl. I S. 2020), wird nach Beschlussfas-
sung durch die Gemeindevertretung des Ostseebades Karlshagen vom .................  folgende Satzung 
über die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Strandbereich“, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A ) und dem Text (Teil B), erlassen:  
 

BauGBMaß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1

§ 19 BauNVO

§ 20 BauNVO

BauGB§ 9 Abs.1 Nr. 2
BauNVO

BauNVO

§ 22 Abs. 2

§ 23 Abs. 3

Sonstige Planzeichen

BauGB

III. Darstellungen ohne Normcharakter

§ 29 

gem. PlanZV

I. Festsetzungen
BauGB§ 9 Abs. 1 Nr. 1Art der baulichen Nutzung

BauNVO

BauGB§ 9 Abs. 5 Nr. 3

BauGB§ 9 Abs. 7

II. Nachrichtliche Übernahmen

Nachrichtliche Darstellungen außerhalb des Geltungsbereiches der 4. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 2

§ 20

BauGB§ 9 Abs. 1 Nr. 25

§ 11 Abs. 2

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

§ 9 Abs. 1 
Nr. 20, 25 BauGB

§ 9 Abs. 5 
Nr. 1 und Abs. 6

NatSchAG M-V

NatSchAG M-V

Erhalten: Bäume 

Sonstiges Sondergebiet
mit Zweckbestimmung Fremdenbeherbergung
Teilplangebiet 3

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich
mit    umweltgefährdenden Stoffen belastet sind
i.V.m. Belangen der Munitionsbergung

Umgrenzung der Flächen, bei deren Bebauung
besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere
Einwirkungen oder bei denen besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind

GR

I Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Grundfläche in m² als Höchstmaß

o

Baugrenzen

offene Bauweise

5.00

3.7

Flurstücksgrenzen

Maßangaben in Meter

Flurstücksbezeichnung

Höhenangaben in NHN

Zäune

Mauer (beseitigt)

ZEICHENERKLÄRUNG

Gebäudebestand 
näher bezeichnet
(beseitigt)

Verbundpflaster/
Plattenbeton
(entsiegelt)

VP/BP

FlurstücksgrenzenFlurstücksbezeichnung

GebäudebestandFlurgrenzen

Zäune Böschung

Höhenangaben in NHN4.1

D 4.29 Schächte
  

Leuchten

näher bezeichnet:

Umgrenzung von Schutzgebieten und
Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzes

B Graudüne zwischen Karlshagen 
und Trassenheide

Grenze des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes Nr. 2 
im Bereich der 4. Änderung

31
493

31
466

geplanter Dünenerlebnispfad

Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen
für Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie von Gewässern

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen 
für Maßnahmen  zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft  

SO
Fremd

3

150 m - Küstenschutzlinie

nachrichtlich 
Auszug aus der PLANZEICHNUNG  
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 2 „Strandbereich“ 
mit Kennzeichnung des Geltungsbereiches der 4 . Änderung  
M.: 1 : 500 

BP

VP

W

VP

4.3

VP

VP

FH 9,36

FH 8,87TH 6,22

Strandzugang

4.1

5

Duene

Duene

VP
VP

4.2

4.1

4.1

4.0

4.2

3.7

D 4.49

4.5

3.7

3.8

3.9

4.8

4.6

4.3

4.4

4.2

4.5

4.5

4.3

D 4.30

4.0

4.0

4.4

3.7

4.0

4.7
4.7

4.7

4.3

D 3.85

D 3.85

D 4.50

4.2

4.1
3.9 4.6

4.1

3.9

4.27

4.2

4.24

4.27

4.30

4.32

4.33
4.314.20

4.08
4.06

4.15
3.81

4.2

3.6

4.5

3.89

4.03

3.92

3.9
3.93.8

D 4.07

4.34

4.34

D 4.29

D 4.26

4.18

D 4.37

D 4.07

4.12

4.033.96

3.98

4.03

D 4.17

4.3

4.3

4.3

4.3

3.8

3.8

3.8

4.4

4.1

4.3

4.3
4.3

4.3

4.06

3.9

3.9
3.5

4.3

4.6

4.3

4.9

4.2

4.2

4.3

4.3

4.2

4.2

4.3

4.4
4.4

4.3

4.2

4.3

4.2

4.24.3

4.15

GP

4.7

3.81

4

3.5

3.5

5.0

4.7

4.1

4.4

4.37

4.36

4.38
4.32

4.22

4.234.33

4.47
4.48

4.42

4.12

4.14

4.00

4.00

4.42

3.86 3.88

4.09
4.38

3.85

4.09
4.0

3.9

3.8

4.3

4.32

4.32

4.45
4.45

4.41

4.31

D 4.54

D 4.37

D 4.27

D 3.90

VP

4.2

WC

9

SO
Fremd

SO
Fremd

3

SO
Fremd

1

2
SO

Fremd

6.1

ö

ö

ö

B

AP 003

31/466

31/93

31/91

31/492

31/493

Strandprom
enade

Konzertmuschel

I
SH 0,50 m über FBH
TH 3,00 m über OK FB

SO
Fremd

GR 150 m² /

o SD 15° bis 22°
HD

Teilplangebiet 3

2.23

10.00

3.68

3.07

5.00

2.93
4.14

2.93

2.25

26.34

5.8

4.3

3.7

4.9

4.3
4.3

5.3

4.3

5.1

3.7

3.8

3.8

3.8

3.8

4.4

3.92

VP Terasse

5.3

4.1

5.8
5.0

4.8

4.3

5.2

4.8

4.6

4.06

4.6

5.0

4.5

5.1

Lautsprecherm
ast

4.9
5.2

5.6

5.5

5.5

4.74.8

4.8

4.7

4.7

4.5
4.5 4.6

5.1

5.4

5.4
5.5

5.5

5.6

5.9

5.0

5.0

5.0

5.0

5.2
5.5

5.6
5.5

4.7

5.3
5.6

5.6

5.0

4.9

4.6

4.8

5.0

5.0

5.0

4.8

5.1

4.8

4.3

4.4

4.2

4.5

4.7

4.2

4.2

4.1

3.9

4.9

4.7

4.1

4.32

5.0
5.8

4.8

5.1

5.6

4.8

3.6

OKM 3.43

2.4

Terrasse

OKM 2.69

2.4

2.4

2.4

Holzp
lanke

n

2.5

2.3

2.5

2.3

2.4

2.5

2.3

2.4

2.3

2.4

2.6

W
D II

TH 5.9

4.27

4.34

D 4.30

4.2

4.15

4.24
4.32

4.33

4.1

3.88

4.7

4.6

4.3

4.3

4.1

Stra
ndzugang

4.5

4.5

4.1

4.1

3.8
5.3

5.0

5.0

5.1

3.81

5.3

4

4.7

32

3.9

3.8

4.0

4.0

OKM 3.43

VP

Düne

OKM 2.78

Pergola

4.7

R
inne

W

BP

Strandprom
enade

VP

6.3

M
inigolfanlage

3.9

VP

VP

VP

4.2

5.0

3.8

3.9D 3.90

4.12

3.96 4.03

3.98

4.03

4.37

4.36

4.38

4.32

4.22

4.23

4.33

4.47 4.48

4.42

D 4.07

D 4.07

D 4.37

4.0

D 4.29

4.12

4.14
4.00

4.00

4.08

4.20

4.31

3.86
3.86

3.88

4.09
4.38

4.09

4.0

3.9

3.8

4.3

4.34

5.0
4.8

4.8

4.5

4.8

4.7

3.7
3.8

4.3

5.5

4.2

4.6

4.7

4.8

4.7

4.9

5.3

4.9

5.0

4.6

4.54.4

5.5

5.0

5.2
3.8

3.9

3.8

5.7

5.7

4.6

5.9

5.3

5.2

3.5

3.6

3.9

4.1

6.4

6.0

5.0

3.6

5.1

5.1
5.5

4.9

3.8

4.1

4.2

4.2

4.1

4.7

4.7

4.7

4.1

4.1

4.2

4.41

4.27
4.30

4.31

4.0

4.0

4.9

4.8

4.8

4.5

4.6

4.1

4.8

4.9

5.0

VP

4.7

5.0

4.9

5.3

5.6

4.7

4.9

5.5

5.1

4.5

5.5

5.5

4.7

5.1

5.8

5.1

5.6

5.3

5.0

4.85.8

5.4

5.8

5.34.7

4.8

5.6

4.8
5.0

4.5
4.7

5.0

4.7

3.7

0.2

0.3

5.8

5.9

5.9

5.9

6.0

5.3
5.2

5.2

5.2

5.2

5.2

5.2

5.4

5.6

6.0

5.9

5.8

3.88

TH 9.0

FH 14.3

50,34 80,25

60,2

80,27

80,24
80,25

90,3560,32

162x0,4

90,42

15

0,2+0,3
120,3

10

0,16+0,3

15

0,25+0,3

40,25

40,16

80,35

90,35

110,40

31493

11

0,3+0,45

100,45

120,47

30,25Spitze

16.8

Strandpromenade

W
asserlinie

NUTZUNGSSCHABLONE

Art der baulichen 
Nutzung

Grundfläche als
Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse
als Höchstmaß

Bauweise

SO
Fremd

3

GR 227 m² o

I+ begehbare 
Dachterrasse

31492

31
91

31467

3193

3185

Tem
peraturanzeige

Düne

EiscafeOFF 3.91

FH 8,87TH 6,22

FH 9,365

TH 6.1

FH 6.7

Sch
uppen

SD

31
466

G
em

arkung 

Karlshagen

Flur 3

Teilplangebiet 3 - Strandcafè

5.8

4.3

3.7

4.9

4.3
4.3

5.3

4.3

5.1

3.7

3.8

3.8

3.8

3.8

4.4

3.92

VP Terasse

5.3

4.1

5.8
5.0

4.8

4.3

5.2

4.8

4.6

4.06

4.6

5.0

4.5

5.1

Lautsprecherm
ast

4.9
5.2

5.6

5.5

5.5

4.74.8

4.8

4.7

4.7

4.5
4.5 4.6

5.1

5.4

5.4
5.5

5.5

5.6

5.9

5.0

5.0

5.0

5.0

5.2
5.5

5.6
5.5

4.7

5.3
5.6

5.6

5.0

4.9

4.6

4.8

5.0

5.0

5.0

4.8

5.1

4.8

4.3

4.4

4.2

4.5

4.7

4.2

4.2

4.1

3.9

4.9

4.7

4.1

4.32

5.0
5.8

4.8

5.1

5.6

4.8

3.6

OKM 3.43

2.4

Terrasse

OKM 2.69

2.4

2.4

2.4

Holzp
lanke

n

2.5

2.3

2.5

2.3

2.4

2.5

2.3

2.4

2.3

2.4

2.6

W
D II

TH 5.9

4.27

4.34

D 4.30

4.2

4.15

4.24
4.32

4.33

4.1

3.88

4.7

4.6

4.3

4.3

4.1

Stra
ndzugang

4.5

4.5

4.1

4.1

3.8
5.3

5.0

5.0

5.1

3.81

5.3

4

4.7

32

3.9

3.8

4.0

4.0

OKM 3.43

VP

Düne

OKM 2.78

Pergola

4.7

R
inne

W

BP

Strandprom
enade

VP

6.3

M
inigolfanlage

3.9

VP

VP

VP

4.2

5.0

3.8

3.9D 3.90

4.12

3.96 4.03

3.98

4.03

4.37

4.36

4.38

4.32

4.22

4.23

4.33

4.47 4.48

4.42

D 4.07

D 4.07

D 4.37

4.0

D 4.29

4.12

4.14
4.00

4.00

4.08

4.20

4.31

3.86
3.86

3.88

4.09
4.38

4.09

4.0

3.9

3.8

4.3

4.34

5.0
4.8

4.8

4.5

4.8

4.7

3.7
3.8

4.3

5.5

4.2

4.6

4.7

4.8

4.7

4.9

5.3

4.9

5.0

4.6

4.54.4

5.5

5.0

5.2
3.8

3.9

3.8

5.7

5.7

4.6

5.9

5.3

5.2

3.5

3.6

3.9

4.1

6.4

6.0

5.0

3.6

5.1

5.1
5.5

4.9

3.8

4.1

4.2

4.2

4.1

4.7

4.7

4.7

4.1

4.1

4.2

4.41

4.27
4.30

4.31

4.0

4.0

4.9

4.8

4.8

4.5

4.6

4.1

4.8

4.9

5.0

VP

4.7

5.0

4.9

5.3

5.6

4.7

4.9

5.5

5.1

4.5

5.5

5.5

4.7

5.1

5.8

5.1

5.6

5.3

5.0

4.85.8

5.4

5.8

5.34.7

4.8

5.6

4.8
5.0

4.5
4.7

5.0

4.7

3.7

0.2

0.3

5.8

5.9

5.9

5.9

6.0

5.3
5.2

5.2

5.2

5.2

5.2

5.2

5.4

5.6

6.0

5.9

5.8

3.88

TH 9.0

FH 14.3

50,34 80,25

60,2

80,27

80,24
80,25

90,3560,32

162x0,4

90,42

15

0,2+0,3
120,3

10

0,16+0,3

15

0,25+0,3

40,25

40,16

80,35

90,35

110,40

31493

11

0,3+0,45

100,45

120,47

30,25Spitze

16.8

Strandpromenade

W
asserlinie

NUTZUNGSSCHABLONE

Art der baulichen 
Nutzung

Grundfläche als
Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse
als Höchstmaß

Bauweise

SO
Fremd

3

GR 227 m² o

I+ begehbare 
Dachterrasse

31492

31
91

31467

3193

3185

Tem
peraturanzeige

Düne

EiscafeOFF 3.91

FH 8,87TH 6,22

FH 9,365

TH 6.1

FH 6.7

Sch
uppen

SD

31
466

G
em

arkung 

Karlshagen

Flur 3

Teilplangebiet 3 - Strandcafè

150 m
 Küstenschutzlinie

SO
Fremd

3

B

TEXT (Teil B) 
gemäß rechtskräftigem Bebauungsplan Nr. 2 i.d.F. der 1. Änderung, 2. Änderung und 1. Ergänzung und 
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2. 
Die Festsetzungen und Hinweise gelten für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 2 fort. 
Zusätze und Änderungen für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 sind in 
Fettdruck und Kursivschrift hervorgehoben. 
 
I. Planrechtliche Festsetzungen 
 
1. Art der baulichen Nutzung    § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB     
  
(1)           
Als Art der baulichen Nutzung wird das sonstige Sondergebiet m i t  Zweckbestimmung 
Fremdenbeherbergung gemäß § 11 Abs.1 und Abs. 2 Nr. 1 BauNVO festgesetzt. 
Zulässig sind: 

Teilplangebiet 1  Konzertmuschel 
Teilplangebiet 2  Strandtoilette 
Teilplangebiet 3  Strandcafé 
Teilplangebiet 4  Rettungsdienst/Strandtoilette 
Teilplangebiet 5.1 Gastronomie/Strandversorgung 
Teilplangebiet 5.2 Beherbergung/Gastronomie 
Teilplangebiet 6.1 Beherbergung/Gastronomie/Strandversorgung 
Teilplangebiet 6.2 Beherbergung/Gastronomie/Strandversorgung 
Teilplangebiet 6.3 Beherbergung/Gastronomie/Strandversorgung 
Teilplangebiet 7.1 Beherbergung/Gastronomie 
Teilplangebiet 7.2 Gastronomie 
Teilplangebiet 7.3 Überdachung (Laubengang)  
Teilplangebiet 8  Beherbergung/Gastronomie 
Ergänzungsfläche Zwei Nebengebäude und private Stellplätze für den Bedarf des  

Teilplangebietes 8 sowie Freianlagen  
Teilplangebiet 9  Zentraler Platz und Promenade 
Teilplangebiet 10 Strandnahversorgung 

Zulässig ist ein Versorgungsgebäude, welches saisonal der Strandnah-
versorgung und der Versorgung während der Durchführung von 
Freiluftveranstaltungen dient. 

 

Änderung für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
Im Teilplangebiet 3 ist eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Anlage von 
ebenerdigen Terrassen-, Wege- und Stellplatzflächen bis maximal 227 m² zulässig. 
 
Auf dem Teilplangebiet 4 sind bauliche Anlagen, Stellplätze und sonstige befestigte Flächen nur bis auf 
eine Entfernung von 2,50 m zu vorhandenen Bäumen, gemessen ab Stammmittelpunkt zulässig. 
 
Südlich des Teilplangebietes 1 ist im Bereich der Sitzflächen der Konzertmuschel saisonaler Wetterschutz 
in Form von Schirmen und Sonnensegeln zulässig.  
 
Für das Teilplangebiet 7.3 ist eine Baugrenze festgesetzt, innerhalb der eine Überdachung zwischen den 
Teilplangebieten 7.1 und 7.2 errichtet werden darf. Eine Überschreitung der Baugrenze ist nicht zulässig. 
 
3.2 Bauweise      § 22 BauNVO 
 
Für die Teilplangebiete 7. 1 bis 7.3 wird die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO 
festgesetzt. 
In der abweichenden Bauweise sind Gebäude von mehr als 50 m Länge zulässig. 
Zu allen Grundstücksgrenzen sind die Abstandsflächen einzuhalten. 
 
4. Nebenanlagen      § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
 
Nebenanlagen für die Kleintierhaltung im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind nicht zulässig.  
Die der Versorgung des Plangebietes dienenden Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO werden als 
Ausnahme zugelassen. 
 
Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
Im Teilplangebiet 3 sind Nebengebäude unzulässig.  
Erforderliche Abstell- und Lagerflächen sind innerhalb des Hauptgebäudes vorzusehen.  
 
5. Private Stellplätze, Carports und Garagen   § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
 
Private Carports und oberirdische Garagen sind im gesamten Plangebiet unzulässig. 
Tiefgaragen sind in den Teilplangebieten 5, 6, 7 und 8 zulässig.  
Ist die Herstellung der erforderlichen Stellplatzanzahl auf der jeweiligen Teilplanfläche nicht möglich, hat 
die Ablösung auf einem gemeindlichen Parkplatz in zumutbarer Entfernung zu erfolgen. 
 
6. Planungen, Nutzungsreglungen, Maßnahmen und  

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege  
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 

 
In Verlängerung der Strandstraße sind 9 kleinkronige Laubbäume (Vogel-Kirsche) mit Ballen und einem 
Stammumfang von 14-16 cm bei einem Pflanzabstand von 6,0 m entlang des Teilplangebietes 6 zu 
pflanzen. Sie sind auf Dauer zu erhalten und bei Abgang durch Ersatzpflanzungen der gleichen Art zu 
ergänzen. 
 
Im Bereich des zentralen Platzes (Teilplangebiet 9) sind 4 kleinkronige Laubbäume (Kugel Ahorn) mit 
Ballen und einem Stammumfang von 14-16 cm bei einem Pflanzabstand von 6,0 m zu pflanzen. Sie sind 
auf Dauer zu erhalten und bei Abgang durch Ersatzpflanzungen der gleichen Art zu ergänzen. 
 
Auf den Flächen des Konzertplatzes und der Strandtoiletten (Teilplangebiete 1 und 2) sind mindestens 14 
großkronige Laubbäume mit Ballen und einem Stammumfang von 14-16 cm zu pflanzen. Für diese 
Bäume und die festgesetzte Rand- und Schutzpflanzung sind standortgerechte landschaftstypische 
Gehölze der Pflanzliste des Grünordnungsplanes zu verwenden. Sie sind auf Dauer zu erhalten und bei 
Abgang durch Ersatzpflanzungen der gleichen Art zu ergänzen. 
 
Im Plangebiet sind als Ersatz für die im Teilplangebiet 10 erforderlichen Fällungen gesetzlich geschützter 
Bäume 2 großkronige Laubbäume mit Ballen und einem Stammumfang von 16-18 cm zu pflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. 
Die im Teilplangebiet 10 in der Ursprungssatzung festgesetzten Pflanzungen von 3 Bäumen sind in die mit 
Pflanzgebot untersetzte Fläche östlich des Promenadenplatzes zu verlegen. Die Bäume sind in der 
Pflanzqualität Hochstamm mit Ballen und einem Stammumfang 14-16 cm zu pflanzen. 
 

Im Kronenbereich der zu pflanzenden und zu unterhaltenden Bäume ist eine offene Vegetationsfläche 
von mind. 9 m² je Baum anzulegen und zu begrünen. Wo dies technisch nicht möglich ist, sind 
Baumscheiben – Wurzelbrücken vorzusehen. 
 
Die Dünenfläche und der Küstenschutzwald zwischen den Teilplangebieten 3 und 4 stellen nach § 20 
NatSchAG M-V geschützte Biotope dar und sind von jeglicher Veränderung und Beeinträchtigung zu 
schützen. Im Bereich des Küstenschutzwaldes, in der Planzeichnung (Teil A) als öffentliche Grünfläche mit 
Zweckbestimmung Spielplatz ausgewiesen, ist die Einordnung von Spielgeräten und Freizeitspielen 
(Minigolf, Schach) gestattet. 
 
Mindestens 60 %  der Flächen außerhalb der Baugrenzen der Teilplangebiete 3 - 8 sind als 
Vegetationsflächen anzulegen und von jeglicher Art der Versiegelung freizuhalten. Dabei sind mind. 35% 
der Vegetationsflächen zu bepflanzen. Für die Bepflanzung sind alle handelsüblichen Gehölze und 
Stauden mit Ausnahme exotischer und buntlaubiger Gehölze wie Blaufichten, Zypressen, Lebensbäume, 
Hängebuchen und andere Zierformen, zugelassen. 
 
Zwischen den Teilplangebieten 3 und 4 sind auf der Ostseite der Promenade 13 Laubbäume 
(Schwedische Mehlbeere) mit Ballen und einem Stammumfang von 14-16 cm bei einem Pflanzabstand 
von 7,0 m zu pflanzen. Sie sind auf Dauer zu erhalten und bei Abgang durch Ersatzpflanzungen der 
gleichen Art zu ergänzen. 
 
Für die unter Erhalt gesetzten Bäume sind Ersatzpflanzungen vorzusehen, wenn es zum Ausfall der Gehölze 
kommt. 
  
Ergänzungsfläche: 
(1) 
Bei dem gemäß § 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützten Biotop handelt es sich um Teile des „Großen 
Dünenkiefernwaldes zwischen Karlshagen und Trassenheide“ (OVP 03775). Sämtliche Handlungen, die 
zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen Zustandes oder einer sonstigen 
erheblichen oder erheblichen Beeinträchtigung führen, sind verboten. 
(2) 
Der Baumbestand innerhalb der Fläche für die Erhaltung von Bäumen ist auf Dauer zu erhalten und bei 
Abgang durch Ersatzpflanzungen derselben Art gemäß dem Baumschutzkompensationserlass des 
Landes M-V (2007) zu ersetzen.  
Die Bäume sind vor jeglichen Schädigungen zu schützen. Im Wurzelbereich der Bäume (Kronentraufe 
zzgl. 1,50 m) sind Bodenauffüllungen, Bodenverdichtungen und Leitungsbautätigkeiten (Ausnahme 
grabenlose Verfahren) nicht zulässig.  
 
7.  Mit Geh-, Fahr und Leitungsrechten  

zu belastende Flächen      § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
 
Auf den mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Träger der Ver- und Entsorgung und der 
Anlieger zu belastenden Flächen dürfen keine baulichen Anlagen errichtet werden und keine 
Gehölzanpflanzungen vorgenommen werden. 
 
8. Höhenlage der baulichen Anlagen     § 9 Abs. 3 BauGB 
 
Die Konstruktionsunterkante (Oberkante Erdgeschoßfußboden) der Gebäude der Teilplangebiete 1, 2, 3 
und 4 hat eine Mindesthöhe von 4,00 m über HN aufzuweisen. 
 

2. Private Verkehrsflächen       
 
Private Grundstückszufahrten und Gehwege sind mit wassergebundener Decke, Pflaster mit offener Fuge 
oder Gehwegplatten zu befestigen. 
Stellplätze sind in Rasengitterplatten auszuführen. 
 
3. Belange der Freiflächengestaltung      
 
Auf der im Planteil A ausgewiesenen Fläche ist eine Freianlage mit Konzertmuschel, Sitzplätzen, Plastiken, 
Mauern, Wegen, Plätzen und Vegetationsflächen so zu errichten, dass sie in Gestaltung, Funktion und 
Material dem Charakter eines Ostseebades entspricht und sich harmonisch in das Landschaftsbild 
einfügt. 
Der Entwurf dieser Anlage ist genehmigungspflichtig und beim Bauamt des Landkreises Vorpommern - 
Greifswald zu beantragen. 
Die über die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes hinausgehenden fachspezifischen Festlegungen, 
Vorgaben und Aussagen des Grünordnungsplanes sind bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. 
 

HINWEISE 
 
1. Belange der Denkmalpflege    § 9 Abs. 6 BauGB 
 
1.1  Bodendenkmalpflege 
(1)  
Der Beginn der Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriftlich und verbindlich der unteren 
Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für Bodendenkmalpflege anzuzeigen. 
(2)  
Wenn während der Erdarbeiten Bodenfunde (Steinsetzungen, Mauern, Mauerreste, Hölzer, 
Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste, Urnenscherben, Münzen u. ä.)  oder auffällige 
Bodenverfärbungen, insbesondere Brandstellen, entdeckt werden, sind diese gemäß § 11 Abs. 1 und 2 
DSchG M-V vom 06.01.1998 (GVOBl. M-V Nr. 1, 1998, S. 12 ff., zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 12.07.2010 (GVOBL. MV S. 383, 392), unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde 
anzuzeigen.    Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V für den Entdecker, den Leiter der 
Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Der Fund 
und die Fundstelle sind gemäß § 11 Abs. 3   DSchG M-V in unverändertem Zustand zu erhalten. 
Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
(3) 
Gem. § 2 Abs. 5 i.V.m. § 5 Abs. 2 DSchG M-V sind auch unter der Erdoberfläche, in Gewässern oder in 
Mooren verborgen liegende und deshalb noch nicht entdeckte archäologische Fundstätten und 
Bodenfunde geschützte Bodendenkmale. 
 
1.2  Bau- und Kunstdenkmale 
 
Der Bereich nordwestlich der Strandstraße liegt innerhalb der als Einzeldenkmal erkannten 
Gesamtanlage „Heeresversuchsanstalt und Erprobungsstelle der Luftwaffe Peenemünde", die unter der 
Positionsnummer 1023 in die Denkmalliste des Landkreises Vorpommern-Greifswald eingetragen ist. 
Alle Veränderungen an einem Denkmal und in seiner Umgebung bedürfen gemäß § 7 Abs. 1 DSchG M-
V der Genehmigung durch die untere Denkmalschutzbehörde bzw. gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V 
durch die zuständige Behörde. 
 

II.  Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
 gemäß § 9 (4) BauGB 
 
1. Fassade                               § 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V 
 
Für die Fassadengestaltung werden zugelassen: 
 

- weißer Putz 
- mit weiß abgetönte helle Putzflächen  
- roter Klinker als Gestaltungselement 
- Giebelverbretterungen 
- Alu - Glas - Konstruktionen 

 
Ergänzungsfläche: 
Für das gemäß Darstellung in der Planzeichnung (Teil A) an der südlichen Grenze der Ergänzungsfläche 
festgesetzte Nebengebäude 1 ist unter Berücksichtigung der forstrechtlichen Belange die Fassade mit 
Stahlbeton auszubilden. 
 
Änderung für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
Im Teilplangebiet 3 werden für die einem Schiff nachempfundene Fassadengestaltung folgende Mate-
rialien zugelassen: 

- Naturmaterialien aus Holz und Stein, 
- durchsichtige Materialien und  
- Metallkonstruktionen. 

 
2. Verglaste Dachterrassen     § 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V
   
Die verglaste Dachterrasse im Teilplangebiet 7.1 ist mit einem Versatz gegenüber der Fassade, um min-
destens 1 m in die Gebäudetiefe nach allen Seiten vorzusehen. 
Für die Dacheindeckung sind Alu - Glas - Konstruktionen zugelassen. 
 
3.  Werbeanlagen       § 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V 
 
Die Größe der Hinweisschilder je Teilplanfläche darf maximal 0,5 m² betragen. 
 
4.  Einfriedungen       § 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V 
 
Für die Einfriedungen der Teilplanflächen sind Holzzäune mit Senkrechtlatten mit einer Höhe von maxi-
mal 1,00 m oder lebende Hecken zulässig. 
 
Für die Außenterrassenflächen zu den öffentlichen Verkehrsflächen wird nur transparenter Windschutz 
aus Glas oder Kunststoff bis zu einer Höhe von 1,60 m zugelassen. 
 
5. Müllbehälter       § 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V 
 
Die Stellflächen für Hausmüllbehälter sind in die Gebäude zu integrieren oder einzuhausen. 
 
6. Ordnungswidrigkeiten      § 84 LBauO M-V 
 
(1) 
Ordnungswidrig handelt, wer den Gestaltungsvorschriften gemäß Text (Teil B) II. 1. bis 5.  vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt. 
(2) 
Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € ge-
ahndet werden. 
 

Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
9. Höhenlage baulicher Anlagen und bauliche Nutzung von Grundstücken für 

übereinanderliegende Geschosse und Ebenen sowie sonstiger Teile baulicher Anlagen  
 gemäß § 9 Abs. 3 BauGB 

i. V. m.  
  Umgrenzung von Flächen, bei deren Bebauung besondere Vorkehrungen gegen äußere 

Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind in Verbindung mit dem Hochwasserschutz  
Gemäß § 9 Abs. 5 Nr.  1 BauGB 

Zur Berücksichtigung der Belange des Küsten- und des vorbeugenden Hochwasserschutzes sind im 
Planänderungsgebiet folgende Maßnahmen umzusetzen: 
(1) 
Die Oberkante des Erdgeschoßfußbodens des Strandcafés hat eine Mindesthöhe von 3,85 m über NHN 
aufzuweisen. 
(2) 
Für das Strandcafé ist der Standsicherheitsnachweis gegenüber dem BHW von 2,90 m über NHN und 
Seegangsbelastung nachzuweisen. 
(3) 
Für elektrotechnische Anlagen sowie die Lagerung wassergefährdender Stoffe ist eine Sicherheit 
gegenüber einem BHW von 2,90 m NHN sicherzustellen. 
 

(2) 
Für die Hausvorzonengestaltung sollen folgende Festsetzungen getroffen werden: 

1. 
Zulässige Nutzungen für die Grundstücksflächen zwischen den Gebäuden und dem 
öffentlichem Raum (Straße, Gehwege, Plätze), mit Ausnahme von Zufahrten und Zugängen, 
sind nur: 

- Grünflächen,   
- Freisitzflächen und 
- Gehwegflächen. 

2. 
Ausnahmsweise zulässig sind:   

- Eisstände und Eiswagen sowie 
- Speisekartenkästen, 

wenn sie im ursächlichen Zusammenhang mit der Hauptnutzung des jeweiligen Gebäudes als 
gastronomische Einrichtung oder der dazugehörigen vorgelagerten Terrasse stehen. 
Bei der Aufstellung von Eisständen und Eiswagen ist ein Mindestabstand von 1 m zum 
öffentlichen Gehweg einzuhalten. 
3. 
Nicht zulässig ist das: 

- Aufstellen von Verkaufseinrichtungen als Verkaufsstand oder Verkaufswagen, 
Imbissstände und Imbisswagen, Stände und Wagen für Werbezwecken. 
Ausnahmen sind nur im Rahmen gemeindlicher Sonderveranstaltungen zulässig. 

- Herstellen von privaten Stellplätzen für Pkw. 
 
2. Maß der baulichen Nutzung    § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
Die maximale Sockelhöhe bezeichnet den Abstand zwischen der angrenzenden Fahrbahnhöhe (FBH), 
gemessen in der Straßenachse, und der Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH). 
Für die Teilplangebiete 3, 4, 5 und 7 wird als Traufhöhe die Höhe von vorhandener Fußbodenoberkante 
bis zum Schnittpunkt zwischen Wand und Dachhaut definiert.  
Für die Teilplangebiete 2, 6 und 8 wird als Traufhöhe die Höhe von der Oberkante des jeweils 
angrenzenden Gehweges bis zum Schnittpunkt zwischen Wand und Dachhaut definiert. 
 
Änderung für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
Für das Teilplangebiet 3 wird eine Gebäudehöhe von 9,00 m über NHN als Höchstmaß festgelegt. 
Der obere Bezugspunkt der Gebäudehöhe bezeichnet die Fußbodenoberkante der begehbaren 
Dachterrasse. 
Überschreitungen der zulässigen Gebäudehöhe sind wie folgt als Höchstmaß zulässig. 

- durch seitlichen transparenten Windschutz bis zu einer Höhe von 10,00 m über NHN,  
- durch punktuelle Aufbauten für Lastenaufzug, Entlüftung und Treppen bis zu einer Höhe von 

11,20 m über NHN und 
- durch punktuelle, einem Schiff nachempfundene Mastaufbauten bis zu einer Höhe von 17,35 m 

über NHN. 
 
3.  Bauweise, Baulinien, Baugrenzen   § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

3.1    Baugrenzen      § 23 BauNVO 

Geringfügige Überschreitungen der Baugrenzen werden wie folgt in allen Teilplangebieten zugelassen: 
- Dachvorsprünge um max. 0,50 m 
- Erker um max. 1,50 m auf max. 1/3 der Gebäudelänge 
- Balkone und Treppenanlagen um max. 2,50 m 

 
Außerdem zulässige Baugenzenüberschreitungen in den Teilplangebieten 5, 6, 7, 8 und 10 für: 

- die Anlage von Tiefgaragen und Tiefgaragenzufahrten und 
- die Anlage ebenerdiger Terrassenflächen.  

 
Auf dem Teilplangebiet 3 ist zwischen westlicher Baugrenze und Promenade die Anlage einer Terrasse < 
100 m² aus Natursteinplatten, Betonplatten mit Natursteinvorsatz oder wassergebundener Wegedecke 
zulässig. 
 

7. Belange des Munitionsbergungsdienstes     
 

Zur Erhöhung der Bausicherheit wurde durch den Munitionsbergungsdienst eine Sondierung des Gelän-
des im Bereich der geplanten und bereits realisierten Erschließungstrassen und in den ausgewiesenen 
Baufenstern durchgeführt und ein Freigabeprotokoll erstellt.  
Randbereiche wurden nicht untersucht.  
Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschließen, dass auch in für den Munitionsbergungsdienst, 
als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereich Einzelfunde auftreten können. Aus diesem Grund sind 
Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittel-
verdächtige Gegenstände oder sonstige im Zusammenhang mit dem Munitionsbergungsdienst ste-
hende Unregelmäßigkeiten auftreten, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der 
unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. 
Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. 
 
Im Rahmen der Baufreimachung und Erschließung des zusätzlichen Teilplangebietes 10 ist der 
Munitionsbergungsdienst im Rahmen der Bauanlaufberatung erneut einzubeziehen. 
 
Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
Das Teilplangebiet 3 liegt innerhalb einer Fläche, die im Kampfmittelkataster des Munitionsbergungs-
dienstes M-V (MBD M-V) mit der Katasternummer 54 und 55 und der Bezeichnung „Bomben bis 500 kg, 
Granaten 2 cm bis 10,5 cm, Raketenteile“ und „Bomben, Granaten bis 10,5 cm, Nahkampfmittel“ er-
fasst ist.  
Der Grundstückseigentümer/Vorhabenträger ist verpflichtet beim MBD M-V eine weiterführende Prüfung 
zu beauftragen.  
Erhärtet sich der Kampfmittelverdacht, hat der Grundstückseigentümer/Vorhabenträger alle weiteren 
Maßnahmen einer vorsorglichen Sondierung und Kampfmittelräumung auf seine Kosten zu beauftra-
gen. 
 
8. Promenadensatzung 
 
Die Festlegungen der Satzung der Gemeinde Ostseebad Karlshagen zur Verbesserung der Sicherheit 
und Ordnung innerhalb der Strandpromenade (Promenadensatzung) sind auf das Plangebiet anzu-
wenden.  

 
Ergänzungsfläche: 
9. Zuordnung der externen Kompensationsmaßnahmen und Kosten gemäß § 9 Abs. 1a i.V.m. § 1a 

Abs. 3 BauGB und § 135 a bis 135 c BauGB 
 
Die Kosten für die Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangeltungsbereiches sind durch den 
Vorhabenträger zu tragen. Für die externe Kompensation von Eingriffen ist eine finanzielle Ablösung von 
429 KFÄ (Kompensationsflächenäquivalenten) aus dem Ökokonto „Am Kargberg“ (Ökokonto- Regist-
riernummer VG-011) in Gummlin vorzunehmen. 
 
Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
10. Küstenschutz 
Das Plangebiet befindet sich teilweise im Küstenschutzstreifen nach § 29 NatSchAG M-V. 
Im Änderungsverfahren wird bei der zuständigen Naturschutzbehörde ein begründeter Antrag auf Ertei-
lung einer Ausnahmegenehmigung vom Bauverbot im Küsten- und Gewässerschutzstreifen entspre-
chend § 29 NatSchAG M-V gestellt. 
 
Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
11. Naturschutzrechtliche Regelungen gemäß § 11 Abs. 3 BNatSchG  
Die Bestimmungen des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG sind zu beachten. Durch die 
Baumaßnahmen dürfen keine Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten der gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 
Nr. 14 BNatSchG geschützten heimischen, wildlebenden Tierarten entnommen, beschädigt oder zerstört 
werden.  
Um erhebliche Störungen, Verletzungen und Tötungen von möglichen Brutvögeln (Baum- und Ge-
büschbrütern) zu vermeiden, sind Rodungen von Gehölzen ausschließlich in den Zeiträumen 1. Oktober 
bis 28. Februar des nachfolgenden Jahres durchzuführen.  
 

4. Belange des Naturschutzes       
 
Das anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken einschließlich der Dachflächen ist zu 
sammeln und für die Bewässerung der Vegetationsflächen zu nutzen. Überschusswasser ist zu 
versickern. 
Die mit Erhaltungsgebot gekennzeichneten Bäume und Pflanzungen sind zu erhalten und während der 
Bauzeit nach DIN 18920 und RAS LG 4 vor Beschädigungen, Auffüllungen, Bauschuttverkippungen und 
Befahren mit Baufahrzeugen zu schützen. Abgrabungen oder Geländeauffüllungen sowie 
Grundwassersenkungen, Unterkellerungen und Baudränagen im Kronenbereich vorhandener Bäume 
sind unzulässig. Gräben für Ver- und Entsorgungsleitungen im Wurzelbereich sind in Handschachtung 
oder mit Durchörterung vorzunehmen. 
Für das notwendige Fällen von Bäumen mit Stammdurchmesser > 10 cm, die nicht mit Erhaltungsgebot 
festgesetzt sind, muss rechtzeitig die Fällgenehmigung bei der unteren Naturschutzbehörde des 
Umweltamtes Anklam beantragt werden. 
Bäume mit einem Stammumfang ab 100 cm, gemessen in einer Höhe von 1,30 m, sind gemäß 
§ 18 NatSchAG M-V gesetzlich geschützt. Sind Fällungen gesetzlich geschützter Bäume erforderlich, ist 
ein begründeter Ausnahmeantrag bei der zuständigen Naturschutzbehörde des Landkreises 
Vorpommern- Greifswald zu stellen. Der Ersatz ist im Baumschutzkompensationserlass des Landes M-V 
geregelt.  

5. Belange des Hochwasserschutzes      
 
Innerhalb des überplanten Gebietes befindet sich die Hochwasserschutzdüne Karlshagen. Es muss 
gemäß dem „Generalplan Küsten- und Hochwasserschutz in Mecklenburg- Vorpommern“ mit einem 
Bemessungshochwasserstand (BHW) von 2,90 m über HN gerechnet werden. 
 
Weitere Hochwasserstände für das Gebiet sind nachfolgend aufgeführt: 
 
HW 10  HW 20  HW 50  HW 100 
1,65  1,85  1,95  2,10 m über HN 
 
Die Maßnahmen 1 (Konzertplatz), 2 (Strandtoilette), 3 (Strandcafe) und 4 (Rettungsdienst/Strandtoilette) 
tangieren die Hochwasserschutzdüne, weshalb für die einzelnen Baumaßnahmen vor Baubeginn die 
erforderlichen wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigungen gemäß § 87 Abs. 3 LWaG bei der unteren 
Wasserbehörde des staatlichen Amtes für Umwelt und Natur Ueckermünde einzuholen sind.  
 
Die Bemessungshochwasserstände (BHW) wurden aufgrund neuer Erkenntnisse für die gesamte 
deutsche Ostseeküste (M-V und Schleswig-Holstein) neu abgestimmt. Entsprechend der Richtlinie 2-5 
"Bemessungshochwasserstand und Referenzhochwasserstand" des Regelwerkes Küstenschutz M-V 
beträgt der BHW, welcher einen Ruhewasserspiegel darstellt und nicht den mit Hochwasser 
einhergehenden Seegang berücksichtigt, für die Außenküste Usedoms nun 2,90 m NHN (2,75 m HN).  
Der Küsten- bzw. Hochwasserschutz der Gemeinde Karlshagen wird durch das Schutzsystem Schorre-
Strand-Düne sichergestellt, der Küstenabschnitt ist durch eine ausgeglichene (mit Tendenz zur positiven) 
Sedimentbilanz gekennzeichnet. Die vorhandenen Strand- und Dünenverhältnisse (bis zu 50 m breiter 
Strand und gut ausgebildete Dünen) bieten der Ortslage grundsätzlich ausreichend Schutz vor 
Sturmhochwasser. 
Unter Berücksichtigung der örtlichen Lage (Abstand zur seeseitigen Dünenoberkante 100 m, 
erforderliche Dünenbreite nach NEWE vorhanden, Einstufung des Küstenabschnittes als Ausgleichs- 
/Anlandungsküste, anschließendes Gelände liegt über BHW) werden Belange des Küstenschutzes als 
öffentliche Aufgabe im Sinne des § 83 LWaG durch die 2. Änderung des B-Planes nicht berührt. 
 
6. Belange des Immissionsschutzes       
 
Zur Gewährleistung des Immissionsschutzes sind die schalltechnischen Orientierungswerte gemäß DIN 
18005 Blatt 1 einzuhalten. 
 
Tags ( 6.00 Uhr - 22.00 Uhr) 45 dB (A) 
Nachts (22.00 Uhr -   6.00 Uhr) 35 dB (A) 
 
Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
Die Belieferung des Strandcafès ist nur während folgender Zeiten zulässig: 
06.00 Uhr bis 10.00 Uhr und 19.00 Uhr bis 22.00 Uhr. 
 

Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
12. Belange des Trinkwasserschutzes  
Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone III der Wasserfassung Karlshagen. 
Daraus resultierende Verbote und Nutzungsbeschränkungen sind zu beachten. 
 
Zusatz für den Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2: 
13. Der Planung zugrunde liegende Vorschriften 
Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) können im Amt „Usedom Nord“ in 17454 Zinnowitz, Möwenstraße 01 im Bauamt 
eingesehen werden. 
Für diese Satzung sind das Baugesetzbuch  (BauGB)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 
4147), und die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802),  anzuwenden. 
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